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Dem Kind den Schoppen geben – das sollte nicht allzu schwer sein. CHRISTIAN BEUTLER / KEYSTONE

Softe Power – welche
Väter braucht das Land?
Nicht nur Frauen, sondern auch Männer sehen sich widersprüchlichen Rollenerwartungen
ausgesetzt. Sie sollen nach wie vor den «im feindlichen Leben» stehenden Ernährer der Familie
geben, zugleich ist mehr denn je der gefühlvolle und auch anwesende Vater gefragt.
Gastkommentar von Margrit Stamm

«Als echter Mann brauchst du keinenVaterschafts-
urlaub!» SolcheAussagen vonArbeitgebern stehen
derzeit zur Debatte, obwohl Männer seit Anfang
2021 Anrecht auf einen Vaterschaftsurlaub haben.
Selbstverständlich kann man darüber streiten, ob
bereits zweiWochenVaterschaftsurlaub aus einem
Mann einen guten Vater machen.

Aus der Forschung wissen wir zur Genüge, dass
auch ein Vollzeit berufstätiger Mann ein guter
Vater sein kann. Doch diese Arbeitgeber-Aussage
wirkt wie ein Appell, aus zwei Gründen: erstens,
weil dahinter die Überzeugung zu stehen scheint,
männliche Fürsorgearbeit sei eher ein Störfaktor
für eine Berufskarriere. Zweitens wirkt sie wie ein
Druckmittel – Männer sollten richtige Kerle und
keine Weicheier sein. Ist dies nicht ein Rückfall in
überwunden geglaubte Zeiten? Wenn ein Mann
etwas will und eine starke Frau ihm zu Hause den
Rücken stärkt, kann er an der Berufsfront glänzen.

Nicht ganz ehrlich
Dass Männern Hindernisse in denWeg gelegt wer-
den, sobald sie Nachwuchs bekommen, ist nicht
neu.Manche berichten von negativen Erfahrungen,
wenn sie vom Bild des Mainstream-Mannes abwei-
chen und ihnen dies alsVerweigerungshaltung aus-
gelegt wird. Kommunizieren sie, dass sie ihre be-
ruflichen Verpflichtungen reduzieren wollen, müs-
sen sie sich manches anhören. Entweder werden
sie als Ferientechniker etikettiert («Willst du nun
zu Hause chillen?») oder dann als Versager («Wie
geht es dir, du Aussteiger?»).

Väter gibt es allerdings nur im Plural. Deshalb
wäre es falsch, lediglich die Arbeitgeber an den
Pranger zu stellen, welche den Vaterschaftsurlaub
verhindern möchten. Die Männer selbst spielen
eine nicht zu unterschätzende Rolle. Gemäss unse-
rer Forschung sind einige nicht ganz ehrlich. Eine

Minderheit wünscht sich heimlich das alte Rollen-
modell des eigenen Vaters zurück, der nach einem
strengenArbeitstag heimkommen und sich einfach
ausruhen konnte. Und kaum einer von ihnen steht
dazu, dass er lieber im Beruf als in der Familie Kar-
riere machen möchte.

Grundsätzlich hat sich das Selbstverständnis der
Väter jedoch deutlich gewandelt. 75 Prozent wollen
am Aufwachsen ihrer Kinder beteiligt sein. Trotz-
dem fühlen sie sich verpflichtet, die finanzielle Fa-
milienverantwortung zu tragen und im richtigen
Moment Karriere zu machen. Dies zu balancieren,
gelingt nur 40 Prozent, und lediglich jeder Dritte
hat das Gefühl, genug Zeit für Partnerin und Fami-
lie zu haben. Obwohl dieses männliche Vereinbar-
keitsproblem empirisch gut belegt ist, wird es im
Gegensatz zur Glorifizierung der mütterlichenVer-
einbarkeitsleistungen oft herablassend als männ-
liche Schwäche abgetan.Deshalb sprechenMänner
diese Problematik kaum an, vielleicht aus Angst,
den traditionellenVorstellungen von Männlichkeit
nicht zu genügen.

Daraus zu schliessen, Männer seien zu wenig
willensstark, greift zu kurz. Dass es zwischen tat-
sächlich gelebter Vaterschaft und dem Rollenbild
im Kopf eine Kluft gibt, hat viel mit den struktu-
rellen Barrieren des Arbeitsmarktes und unsen-
siblen Betriebskulturen zu tun. Zwar ist im Zuge
von Corona die Präsenzpflicht entschärft worden,
doch dominiert nun stärker die Kultur der Allzeit-
Erreichbarkeit.

Wer beliebig verfügbar ist, gilt als karrierebe-
gabter «high potential». Von ihm wird erwartet,
dass er sich in betriebliche Machtstrukturen ein-
ordnet, effizient Entscheidungen fällt, flexibel ist
und mehr Arbeit in kürzerer Zeit erledigt. Fami-
liäreVerpflichtungen und Papi-Tage können darum
zu Berufsrisiken werden, die es Männern erschwe-
ren, sich von betrieblichen Erwartungen abzugren-
zen. Es ist somit dem Zufall überlassen, ob man

eine Personalchefin hat,welche derVereinbarkeits-
problematik Rechnung trägt und sie in die Unter-
nehmensstrategie einbauen will, oder einen Perso-
nalchef, der vor ähnlichen familiären Herausforde-
rungen steht – und dies auch zugibt.

Solche Vorgesetzte sind Gold wert. Sie getrauen
sich, aus altenMustern auszubrechen und ihrenMit-
arbeitern alternative Berufs- und Lebenspläne zu
ermöglichen.Eine familienbewusste Betriebspolitik
gibt ihnen auch etwas zurück: eine hohe Mitarbei-
terzufriedenheit, mehr Loyalität und geringereAb-
senzen.Diese Unternehmen sind Leuchttürme,weil
sie sich dazu bekennen, dass es auch längerfristig in
der Familie mehrVater braucht und dass dies etwas
mit der Zukunft unserer Kinder zu tun hat.

Entwicklungspsychologisch betrachtet ist der
Vaterschaftsurlaub ein wichtiger Türöffner, damit
sich Männer schon früh in der Familie einbringen
können – vorausgesetzt, die Partnerin akzeptiert
und unterstützt seine gleichberechtigte und auto-
nome Teilhabe. Doch vor allem zählen das länger-
fristige väterliche Engagement und die Beziehung
zum Kind. Heute wissen wir, dass die Biologie der
Geschlechterdifferenz einer fürsorglichen Vater-
Kind-Bindung nicht imWeg steht.Väter haben die
gleichen Voraussetzungen wie Mütter, um feinfüh-
lig, liebevoll und kompetent mit den Kindern um-
zugehen. Doch zwischen Vätern und Müttern gibt
es feine Unterschiede, und diese Differenz ist für
das Kind ein Segen.

Gibt es nur die Mama als Bezugsperson, oder
ist derVater grossenteils abwesend, kommt es nicht
selten zu einer mütterlichen Überbindung ans
Kind, im Positiven wie im Negativen.Eine wichtige
Aufgabe desVaters ist es, das Kind aus der Mutter-
Symbiose herauszulocken.Wenn man von Kindern
spricht, die mangelndes Selbstvertrauen haben oder
stets Exklusivität in Beziehungen zu einer einzi-
gen Person herstellen möchten, gründet dies nicht
lediglich auf einer überbehütenden Mutter, son-
dern ebenso auf der zu grossen Distanz zumVater.

Paare unter Dauerstrom
Selbstverständlich können Kinder auch von ande-
ren männlichen Bezugspersonen wie einem Patch-
work-Vater oder einem Grossvater profitieren,
doch ersetzen diese den leiblichen Elternteil nicht
automatisch. Präzise formuliert sind es aber nicht
die Mutter und der Vater, sondern der weibliche
und der männliche Elternteil. Mütter können auch
väterliche Funktionen übernehmen und umgekehrt.
Gleiches gilt für lesbische oder schwule Paare,wenn
sie den Kindern sowohl das männliche als auch das
weibliche Beziehungselement mitgeben.

Im Vergleich zu Arbeitgebern sind Väter im
Durchschnitt emanzipierter.Aber sie werden nicht
dort abgeholt, wo sie stehen. Gemäss dem deut-
schen Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung
sehen sich seit Corona deshalb manche «high
potentials» nach flexibleren Jobs mit Gleitzeit und
längerfristigen Teilzeitphasen mit festen Home-
Office-Tagen um. Dies wird vermehrt Auswirkun-
gen auf die Betriebe haben,weil sie zukünftig nicht
mehr so einfach auf die volle Verfügbarkeit ihrer
Mitarbeiter zählen können. Solche Unwägbarkei-
ten dürften dieAnstellungs- und Beförderungspoli-
tik grundlegend verändern.

Was nun? Das Rad kann nicht zurückgedreht
werden. Das ist nicht nur gut für Männer, die sich
in der Familie tatsächlich mehr engagieren wollen,
sondern auch fürMütter, die sich beruflich verwirk-
lichen möchten. Damit Paare nicht weiterhin unter
Dauerstrom stehende Terminpartner und Logis-
tikfachleute sein müssen, um Beruf und Familie
unter einen Hut zu bringen, braucht es eine Umge-
staltung unserer rückständigen Arbeitskultur mit
ihrem eigenartigen Produktivitätsbegriff.

Ich meine damit vor allem die zunehmende
Verquickung von Familien- und Wirtschaftspolitik
und die Instrumentalisierung vonVätern und Müt-
tern als Arbeitskräfte. Es ist nicht so, dass Männer
effizienter arbeiten sollen, nur um mehr zu Hause
zur Verfügung stehen zu dürfen. Genauso geht es
nicht darum, dass Frauen nicht mehr am Herd, da-
für Vollzeit im Beruf stehen sollen.

Wir brauchen eine zukunftsfähige Familien-,Ge-
sellschafts- und Unternehmenspolitik. Ihre Auf-
gabe ist es, nachWegen zu suchen, wie Männer zu-
sammen mit der Partnerin die Vorstellungen von
Erwerbstätigkeit und Vaterschaft realisieren und
ihre Berufsidentität zusammen mit der Verantwor-
tung in der Familie neu definieren können. Män-
ner, die beschliessen, den Fokus stärker auf Fami-
lie und Fürsorge zu legen, sind weder neue Helden
noch Versager oder Aussteiger.

Aber sie sind Vorreiter, welche Betriebe zur
Veränderung der Unternehmenskultur provozie-
ren können. Damit machen sie Druck für einen
gesellschaftlichenWandel, wenn vorerst auch eher
in homöopathischen Dosen. Um die Wirkung zu
verstärken, sollten Väter endlich ihre Stimme er-
heben und sich auch getrauen, Forderungen zu
stellen. Damit schaffen sie das Fundament für
die nächste Phase einer geschlechtergerechteren
Emanzipation.

Margrit Stamm ist emeritierte Professorin für Erziehungs-
wissenschaften an der Universität Freiburg i. Ü.

Dass es zwischen tatsächlich
gelebter Vaterschaft
und dem Rollenbild im Kopf
eine Kluft gibt,
hat viel mit den strukturellen
Barrieren zu tun.
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Putin und die Wahl zur Staatsduma

Ein gestohlener Sieg ist wenig wert
ANDREAS RÜESCH

Wahlen versprühen in Russland seit langem keinen
Funken Spannung mehr. Die Kreml-Partei Einiges
Russland geht seit ihrer Gründung vor zwanzig Jah-
ren aus jeder Duma-Wahl zuverlässig als Siegerin
hervor. Eine Mischung aus subtiler Manipulation
und plumpen Fälschungen sorgt stets dafür, dass
echte Oppositionspolitiker Randfiguren bleiben.

Trotzdem wird das Putin-Regime vor jedem
Urnengang von Nervosität ergriffen. Es sieht sich
auf einer Gratwanderung zwischen der Erforder-
nis, eine solide Mehrheit herbeizuzaubern, und der
Gefahr, dabei allzu unglaubwürdig auszusehen.
Der Kreml hat aus den Erfahrungen anderer post-
sowjetischer Staaten den Schluss gezogen, dass abs-
truse Fälschungen das Risiko einer bedrohlichen
Gegenreaktion in Form von Strassenprotesten ber-
gen.Also gilt es, das Feld bereits im Voraus sorgfäl-
tig zu bereinigen.Wahlen sind in Russland kein Fest
der Demokratie, sondern eher eine Art Geheim-
dienstoperation, die das gewünschte Resultat erzie-
len und das Land danach wieder in den gewohnten
politischen Dämmerschlaf versetzen soll.

Kann Putin mit dem Ergebnis zufrieden sein?
Wohl nur halbwegs. Zwar sichert sich Einiges Russ-
land erneut eine Zweidrittelmehrheit. Dies schafft
die Voraussetzung dafür, nicht nur alle Gesetzes-

wünsche des Kremls durchzuwinken, sondern auch
die Verfassung nach Belieben zu ändern. Bei nähe-
rer Betrachtung kommen jedoch Schwächezeichen
zum Vorschein. Dass die Regime-Partei nicht ein-
mal eine Mehrheit der Stimmen erreichte, entlarvt
ihre bescheidene Popularität. Selbst ihr offizieller
Anteil von 49,8 Prozent kam nur mithilfe von gro-
ben Manipulationen zustande. In Umfragen erhielt
die Partei in letzter Zeit nur etwa 30 Prozent Unter-
stützung; dieser Wert dürfte näher an der Realität
liegen. Es stellt eine groteske Verzerrung dar, wie
eine solche Partei dank dem Wahlsystem zur alles
dominierenden Kraft gemacht wird.

Ihr geringes Ansehen bereitete dem Kreml im
Vorfeld grosse Sorgen. Nur so ist es zu erklären,
dass Putin gleichsam mit dem Flammenwerfer auf
alles Oppositionelle losging. Durften regimekriti-
sche Gruppierungen früher noch einige Nischen be-
setzen, so wurden sie nun systematisch ausgemerzt.
Der Oppositionspolitiker Alexei Nawalny sitzt im
Gefängnis, seine Organisationen werden wie Ter-
rorgruppen als «extremistisch» verfolgt. Angese-
hene regimekritische Medien wurden zu ausländi-
schen Agenten erklärt, was in mehreren Fällen den
Todesstoss bedeutete. Gleichzeitig liess der Kreml
über treuen Wählergruppen wie den Pensionierten
und den Soldaten einen Geldregen herabrieseln –
ein unverhülltes Manöver zum Stimmenkauf.

Da selbst dies nicht ausreichte, griff das Regime
während der Wahl zu kruden Mitteln. Angestellte
von Grossbetrieben hatten zum Wählen anzutra-
ben, Einwohner der prorussischen Separatisten-
regionen in der Ukraine wurden nach Russland
gekarrt, um dort als frischgebackene Staatsbürger
dem Kreml an der Urne die Reverenz zu erweisen.
In Moskau gibt es glaubwürdige Hinweise darauf,
dass das System der elektronischen Stimmabgabe
Wahlfälschungen Tür und Tor öffnete.

Es wäre zwar erstaunlich, wenn sich gegen sol-
che Machenschaften nun lauter öffentlicher Protest
regte. Aber das Putin-Regime hat das Ziel verfehlt,
seine Legitimität zu stärken. Das Resultat mag als
Signal dienen, dass der Kreml politisch alles unter
Kontrolle hat. Für jene in Russland, die sich primär
nach dem vorherrschenden Wind ausrichten, ist dies
nicht unbedeutend. Aber ein gestohlener Sieg ist
nur von beschränktem Wert. Er beruht nicht auf
überzeugenden Inhalten, sondern hauptsächlich
auf Manipulation, Einschüchterung und der Apa-
thie breiter Schichten. Für die Zukunft weckt dies
keine guten Vorahnungen. Russland hat sich zur un-
verhüllten Diktatur gewandelt. Rezepte wie die In-
haftierung Andersdenkender und eine immer strik-
tere Kontrolle des Internets nach chinesischem Vor-
bild werden angesichts der Stagnation im Lande fast
zwangsläufig weiter an Bedeutung zunehmen.

Streit um Medikamentenpreise

Patienten in den USA verdienen eine Entlastung
DOMINIK FELDGES

Die Pharmabranche ist in Aufruhr. In einem offe-
nen Brief haben sich vergangene Woche die Chefs
von 34 der weltgrössten Medikamentenhersteller
an die US-Öffentlichkeit gewandt: Sie warnen den
amerikanischen Kongress davor, die staatliche Ge-
sundheitsversicherung Medicare zu ermächtigen, mit
der Industrie Preise für Arzneimittel auszuhandeln.
Wenn dies passiere, schreiben die Manager mit dro-
hendem Unterton, könnten allein in den kommen-
den zehn Jahren Aufwendungen für die Erforschung
von neuen Medikamenten im Umfang von 1500 Mil-
liarden Dollar nicht mehr finanziert werden.

Aus Schweizer Sicht mutet die Aufregung er-
staunlich an, denn hierzulande spricht der Staat
wie in fast jedem anderen Land der Welt bei der
Festsetzung von Medikamentenpreisen mit. Ledig-
lich in den USA ist es der Pharmaindustrie gelun-
gen, bis heute die Regierung von sämtlichen Preis-
gesprächen auszuschliessen und stattdessen die
Tarife ausschliesslich mit privaten Versicherern
auszuhandeln. Doch die Administration von Joe
Biden scheint fest entschlossen zu sein, nun doch
dem internationalen Beispiel zu folgen, nachdem
unzählige frühere politische Versuche mit dieser
Stossrichtung gescheitert sind.

Die US-Regierung kann bei ihren Druckver-
suchen zweifellos auf den Sukkurs breiter Bevöl-
kerungskreise zählen. Medikamente haben sich
in Amerika derart verteuert, dass laut Umfragen
rund ein Viertel der Einwohner Schwierigkeiten bei
der Begleichung von Rechnungen für Arzneimittel
hat. Das hat damit zu tun, dass auch Patienten, die
über ihren Arbeitgeber versichert sind, verbreitet
bis zu 20 Prozent der Kosten in Form eines Selbst-
behalts aus der eigenen Tasche berappen müssen.
Im Fall einer Krebstherapie kann das schnell meh-
rere zehntausend Dollar pro Jahr ausmachen.

Medicare deckt nur die Gesundheitskosten von
über 65-jährigen Amerikanern ab. In der Pharma-
industrie ist indes die Befürchtung gross, dass eine
Einmischung des Staats auf dieser Ebene auch jene
Medikamentenpreise nach unten drücken würde,
die den Kunden von privaten Versicherern, sprich
den noch Berufstätigen, verrechnet werden. Dar-
über, dass ein Dammbruch droht, scheint man sich
in der Branche einig zu sein.

Für die Anbieter von Arzneimitteln steht tatsäch-
lich viel auf dem Spiel. Es ist ein offenes Geheimnis,
dass die Amerikaner mit ihren Medikamentenprei-
sen, die weit über dem globalen Durchschnitt liegen,
weltweit den grössten Teil des medizinischen Fort-
schritts finanzieren. Andere Regionen wie Europa

und Japan geben zwar auch viel Geld für medizini-
sche Präparate aus, sie sind so gesehen aber gleich-
wohl als Trittbrettfahrer unterwegs. Umgekehrt pro-
fitieren Patienten nirgendwo sonst auf der Welt so
schnell von Neuheiten wie im US-Pharmamarkt.
Auch verfügen die USA mit Abstand über die gröss-
ten Forschungsressourcen im medizinischen Bereich,
was ihnen eine enorme Wertschöpfung einbringt.

All das führen die Protagonisten der Pharma-
branche nun selbstverständlich ins Feld. Möglich,
dass sie so eine staatliche Einmischung bei Preis-
verhandlungen ein weiteres Mal verhindern oder
zumindest stark verwässern können. Dennoch ist
die Branche gut beraten, freiwillig für eine gewisse
Entlastung zu sorgen. Dass es so nicht weitergehen
kann, räumen auch hochrangige Industrievertreter
hinter vorgehaltener Hand ein.

Ein zentraler Lösungsansatz wäre, dass die vie-
len Rabatte, die von Pharmafirmen schon heute ge-
währt werden, an die Patienten weitergegeben wer-
den und nicht bloss der Marge der Versicherer zu-
gutekommen. Zudem ist nicht einzusehen, warum
jede neue Krebstherapie mehr als ältere Varianten
kosten soll, auch wenn der Zusatznutzen zuweilen
marginal ist. Und: Auch in den USA sollte vermehrt
der Grundsatz gelten, dass jeweils nur für das bezahlt
wird, was beim einzelnen Patienten tatsächlich wirkt.

Stadtzürcher Besonnungs-Initiative

Grüne und AL applaudieren einem sinnlosen Begehren
MICHAEL VON LEDEBUR

Ein Einzelkämpfer aus Wollishofen möchte, dass
das Seeufer im Quartier, in dem er lebt, so bleibt,
wie es ist. Peter-Wolfgang von Matt lanciert eine In-
itiative, erfindet einen schmissigen Slogan («Let the
Sunshine in!»), bringt die geforderte Anzahl Unter-
schriften zusammen und erreicht eine Abstimmung.
Gegen all das ist nichts einzuwenden, so sind die
direktdemokratischen Spielregeln. Es ist auch nicht
weiter verwunderlich, wenn sich Anwohner gegen
Bauprojekte wehren, ohne sich um den rechtlichen
Rahmen gross zu scheren. Bedenklich hingegen
wird es, wenn sich politische Parteien mit Regie-
rungsverantwortung hinter dieses Anliegen stellen,
von dem sie wissen müssen, dass es in die Irre führt.

Die Grünen und die AL haben die Ja-Parole für
die Besonnungs-Initiative ausgegeben, über die am
Sonntag abgestimmt wird, obwohl sie quer zum
übergeordneten Recht steht. Es handelt sich um ein
weiteres Beispiel für die ungesunde Entwicklung
der Stadtzürcher Politik, die vom innerlinken Kon-
kurrenzkampf getrieben ist. Die Vorstellung ist of-
fenbar altmodisch geworden, dass verantwortungs-
bewusst regiert werden sollte und dass sich Inves-
toren und Bauherren auf ein Mindestmass an Ver-
bindlichkeit verlassen können sollten.

Die Initiative fordert einen totalen Baustopp
am See. Sie richtet sich erklärtermassen gegen drei
Bauvorhaben: erstens gegen die ZKB-Jubiläums-
Seilbahn über das Seebecken, zweitens gegen einen
siebenstöckigen Neubau auf dem Areal der Franz-
Garage, drittens gegen einen Bau auf dem Kibag-
Areal zwischen Roter Fabrik und GZ Wollishofen.
Bei genauerem Hinschauen sind es gerade Bei-
spiele dafür, dass die Initiative bei Annahme ledig-
lich die Verwaltung beschäftigen, aber nichts be-
wegen würde.

So liegt das Seilbahn-Projekt ausserhalb der
Kompetenz der Stadt. Der Kanton ist zuständig, eine
kommunale Initiative kann hier gar nichts ausrich-
ten. Für den Neubau auf dem Franz-Garage-Areal
wurde nicht nur die Baubewilligung bereits erteilt,
sondern die Baumaschinen sind längst aufgefahren.
Liesse sich in der Schweiz ein Bauprojekt in diesem
Stadium tatsächlich noch durch einen Volksent-
scheid rückgängig machen, wäre dies höchst bedenk-
lich. Dies wird glücklicherweise nicht der Fall sein,
auch wenn die Initiative angenommen werden sollte.

Das dritte Beispiel ist die geplante Überbau-
ung auf dem Betonwerk der Firma Kibag.Aber das
Stadtparlament hat auf Betreiben von AL und Grü-
nen längst beschlossen, dass dem Bauherrn an die-
sem Ort strenge Vorgaben auferlegt werden sollen.

Deshalb ist die Kibag von ihren Bauplänen abge-
rückt und verfolgt derzeit keine mehr.

Es gibt also keine konkreten Bauprojekte, die
sich verhindern liessen. Und der allgemeine Schutz
des Seeufers ist durch zahlreiche Schutzvorgaben
garantiert, insbesondere durch die geltende Bau-
und Zonenordnung. Beim Blick auf das Seeufer
fragt man sich ohnehin, wo denn überhaupt Über-
bauungen anstehen sollen. Hingegen könnte die In-
itiative vernünftige Weiterentwicklungen verhin-
dern, zum Beispiel das Projekt am Hafen Enge, das
politisch breit abgestützt ist. Darin figuriert auch ein
Pavillon, der nicht mehr gebaut werden dürfte.Abso-
lute Forderungen sind eben wenig zielführend, geht
es doch bei Bauprojekten um das Austarieren ver-
schiedener Interessen.

In diesem Fall dreht sich die Forderung bekannt-
lich um die Beschattung, die es zu verhindern gelte.
Das ist etwas seltsam, weil Stadtrat und -parlament
unentwegt über Massnahmen diskutieren, wie die
Stadt angesichts zunehmend heisser Sommer her-
untergekühlt werden soll. Vor Hitzeinseln wird ge-
warnt. Da erscheint die Forderung nach Besonnung
um jeden Preis anachronistisch – und ausgerech-
net die Grünen schliessen sich dem an.Wer sich im
Wahlkampf um jeden Preis profilieren will, produ-
ziert halt die eine oder andere Pointe.

Wahlen sind in Russland
kein Fest der Demokratie,
sondern eher eine Art
Geheimdienstoperation,
die das gewünschte Resultat
erzielt.

Laut Umfragen hat rund
ein Viertel der Einwohner
Schwierigkeiten
bei der Begleichung
von Rechnungen
für Arzneimittel.

Absolute Forderungen
sind wenig zielführend,
geht es doch
bei Bauprojekten
um das Austarieren
verschiedener Interessen.


